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Hierüber unterhielt sich das
Grenz-Echo mit dem Histori-
ker Prof. Dr. Klaus J. Bade. Er
ist Migrationsforscher und
Vorsitzender des Sachverstän-
digenrats deutscher Stiftungen
für Integration und Migration
(SVR) in Berlin.

Herr Bade, der Begriff Migra-
tion ist nach wie vor negativ
behaftet. Dabei sind Völker-
wanderungen alles andere
als ein neuzeitliches Phäno-
men. Wieso aber nimmt die
ablehnende Positionierung
vieler Bürger gegenüber Zu-
gezogenen in der jüngsten
Vergangenheit weiterhin zu?

So pauschal kann man von ei-
ner ablehnenden Haltung ge-
genüber Migration keineswegs
sprechen. Die Bürger haben
eher nüchterne und interes-
sengeleitete Einstellungen. Das
aktuelle Migrationsbarometer
des Sachverständigenrates
deutscher Stiftungen für Integ-
ration und Migration (SVR)
zeigt: Rund 64% der Personen
ohne Migrationshintergrund
und 61% der Personen mit Mi-
grationshintergrund sind der
Ansicht, dass die Abwande-
rung bei uns zu hoch ist. Fast
60 Prozent der Bevölkerung
befürworten einen Zuzug von
Hochqualifizierten, rund 70
Prozent votieren gegen eine
Zuwanderung von Geringqua-
lifizierten, und rund die Hälfte
der Befragten ohne Migrati-
onshintergrund befürwortet
eine erleichterte Aufnahme
von Flüchtlingen. Man muss
also genauer hinsehen und
sich vor Pauschalurteilen hü-
ten.

Viele Bürger stehen Migran-
ten dennoch skeptisch ge-
genüber. Welche Rolle spie-
len in diesem Zusammen-
hang Faktoren wie das Alter,
das Geschlecht und das Bil-
dungsniveau?

Auch das ist eine überzogene
Einschätzung. Das im Mai
2010 vorgelegte SVR-Integrati-
onsbarometer fragte nach dem
wechselseitigen Vertrauen in
der Einwanderungsgesell-
schaft, also zwischen Mehr-
heits- und Zuwandererbevöl-
kerung. Ergebnis: Die Zuwan-
dererbevölkerung vertraut der
Mehrheitsbevölkerung mit
62% stärker als diese sich
selbst (54%). Mit sinkendem
Bildungsniveau und steigender
Arbeitslosigkeit nahm dieses
Vertrauen aber ab, unabhängig
davon, ob die Befragten einen
Migrationshintergrund hatten
oder nicht.

Welche Rolle kann die Poli-
tik überhaupt bei der Regu-
lierung der Zuwanderungs-
ströme spielen? Mit einem
strikteren Asylrecht und hö-
heren Grenzzäunen an den
EU-Außenposten kann es
doch sicherlich nicht getan
sein, oder?

Innerhalb Europas ist fast
nichts mehr zu regulieren,
denn innerhalb der EU
herrscht Freizügigkeit, auch
wenn es dabei noch mancher-
lei Stolpersteine gibt, z.B. im
Blick auf Probleme des inter-
nationalen Sozialrechts, etwa
was die »Mitnahme« von Ren-
ten angeht. Gegenüber Dritt-
staaten gibt es eine große Viel-
falt von nationalstaatlichen
Regelungen, aber nur wenige
und zudem schwache gemein-
same Regelungsangebote, z.B.
durch die »Blue card«. Und im
Blick auf ihre Asylpolitik bietet
die »Festung Europa«, trotz al-
ler Proklamationen, in der Pra-
xis nach wie vor ein makabres
Bild, weil ihre Politik vor allem
an nationalen Interessen ori-
entiert und auf Flüchtlingsab-
wehr ausgerichtet ist. Das zeig-
te zuletzt die Haltung gegen-
über Flüchtlingen aus den re-
volutionären Schwellenlän-
dern in Nordafrika.

Gibt es überhaupt verlässli-
ches Datenmaterial in Bezug
auf die aktuellen Migrations-
ströme in Europa? Schließ-
lich gibt es diesbezüglich
vielfältige und komplexe Un-

terscheidungsformen. Man
spricht von Migranten und
Flüchtlingen wie auch von
legalen und illegalen, befris-
teten, dauerhaften und wie-
derholten Zuwanderungen.
Wie kann da der Überblick
behalten werden?

Es gibt sogar sehr viele Daten
über Migration, wenn auch
nicht immer mit der zurei-
chenden Differenzierung und
nicht für alle Gruppen. In
Deutschland weiß man so gut
wie nichts über Bildungsstand
und berufliche Qualifikation
von im Land lebenden Flücht-
lingen und auf Zeit »Gedulde-
ten«. Schwierig wird es, die
vorhandenen Daten aufeinan-
der zu beziehen. Die europäi-
schen Staaten haben sich zwar
verpflichtet, sich um eine An-
gleichung ihrer Daten zu be-
mühen, aber passiert ist in die-
ser Hinsicht wenig. Ein Bei-
spiel: Schon innerhalb
Deutschlands gibt es verschie-
dene Definitionen von »Migra-
tionshintergrund«, je nach-
dem, ob dabei nur an zwei
oder drei Generationen ge-
dacht wird. Noch schwieriger
wird es, wenn man deutsche
und österreichische Daten da-
zu vergleichen will; denn bei

den Deutschen genügt ein El-
ternteil zum »Migrationshin-
tergrund«, in Österreich müs-
sen beide Eltern aus dem Aus-
land gekommen sein. Wer so
etwas nicht weiß, kommt bei
Datenvergleichen zu absurden
Ergebnissen.

Wie stufen Sie die aktuellen
Migrationsbewegungen in
Europa ein? Gibt es Länder,
die mit den Zuwandererströ-
men besonders gut bzw.
schlecht klar kommen?

Eindeutiger Trend ist dabei die
stärkere Öffnung für Hochqua-
lifizierte bzw. Fachkräfte. Eini-
ge Länder sind hier schon län-
ger aktiv und verfügen seit ge-
raumer Zeit über entsprechen-
de Steuerungsinstrumente.
Das gilt beispielsweise für
Großbritannien mit seinem vor
einigen Jahren eingeführten
Punktesystem, das allerdings
schon bald zunehmend um-
stritten war. Österreich wiede-
rum war lange ein Nachzügler
und liegt nun plötzlich ganz
vorne mit der Einführung sei-
ner »Rot-Weiß-Rot-Karte«, ei-
nem flexiblen, nicht nur an
Qualitätskriterien, sondern
auch am konkreten Bedarf ori-
entierten Punktesystem. Auch

Deutschland kam in den letz-
ten Jahren durchaus zügig,
aber langsamer voran. Geredet
wird dauernd von »Willkom-
menskultur«. Aber wer in
Deutschland einwandern will,
spürt wenig Willkommen.
Wenn man in den USA anfragt,
ob Einwanderung erwünscht
sei, heißt die Antwort »Ja« -
und dann kommt der Hinweis
auf knallharte Bedingungen.
Wenn man in Deutschland an-
fragt, heißt die Antwort »Nein«
- und dann kommt ein Formu-
lar mit schwer durchschauba-
ren Ausnahmeregelungen. Das
ist nicht so sonderlich anzie-
hend für qualifizierte Einwan-
derer, die andernorts heftig
umworben werden.

Früher wurden Einwanderer
ins Land geholt, damit sie je-
ne Arbeit machen, die kein
anderer erledigen wollte.
Heute sieht die Lage anders
aus. Brauchen die westeuro-
päische Staaten nichtsdes-
totrotz nach wie vor Arbeits-
kräfte aus dem Ausland?

Ja, und zwar aus zwei Grün-
den: einerseits wegen des zu-
nehmenden demografischen
Wandels, der besonders für
Deutschland, mit Abstrichen

aber in anderen europäischen
Ländern wegbestimmend ist;
andererseits aufgrund des
Wandels der Industriegesell-
schaften zu postindustriellen
Dienstleistungs- oder Wissens-
gesellschaften, der mit einer
verstärkten Nachfrage nach
hohen Qualifikationen einher-
geht. Unqualifizierte Zuwan-
derer braucht man dabei
kaum; denn es gibt z.B. in
Deutschland mehr als genug
unqualifizierte Langzeitar-
beitslose, die aber lieber von
Sozialtransfers und etwas
Schwarzarbeit leben, als die in
der Tat unqualifizierten, har-
ten und trotzdem nicht gut be-
zahlten Arbeiten zu überneh-
men, für die immer noch Aus-
länder ins Land geholt werden
müssen; denn Deutsche kön-
nen angeblich keinen Spargel
stechen und keine Gurken im
Ernteakkord pflücken, ohne
sich sofort krankmelden zu
müssen. Hier stimmt etwas
nicht im Wohlfahrtsstaat.

Von hoch qualifizierten
Fachkräften wie Ingenieuren
und Computerspezialisten
träumt jedes EU-Land. Wie
aber steht es um Billigver-
diener? Gerade im Kranken-
und Pflegebereich wird in
Zukunft noch mehr ausländi-
sches Personal benötigt, da-
mit unser Sozialsystem
überhaupt eine Zukunft hat.

Richtig ist, dass Zuwanderung
hier kurzfristige Abhilfe schaf-
fen kann und muss angesichts
der steigenden Zahl von Pfle-
gebedürftigen. Das zeigt seit
vielen Jahren auch die hohe
Zahl von irregulären Pflege-
kräften bei alten und kranken
Menschen, insbesondere aus
Polen. Diese dürfen hier zwar
mittlerweile auch legal arbei-
ten, wenn sie die entsprechen-
de Qualifikation haben. Aber
viele Pfleger und Patienten
wollen das gar nicht, weil die
Pflegekräfte dann zu wenig
verdienen und die Kranken
oder Alten ihre häusliche Pfle-
ge trotzdem nicht bezahlen
können. Wir brauchen drin-
gend strukturelle Reformen im
Pflegebereich, damit eine re-
guläre ganztägige Betreuung
bezahlbar wird und sich für
das Personal trotzdem lohnt.
Die demografisch stark altern-
de westeuropäische Gesell-
schaft kümmert sich viel zu
wenig um dieses Kernproblem
ihrer Zukunft.
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Das Grenz-Echo unterhielt sich mit Migrationsforscher Klaus J. Bade über Chancen und Probleme von Zuwanderung

»Die Festung Europa bietet ein makabres Bild«
Immer mehr Migranten,
die den Einheimischen
die Arbeitsplätze weg-
nehmen und das Sozial-
system ausbeuten: So
lautet ein viel zitiertes
Klischee, das längst
nicht nur an den Stamm-
tischen zu hören ist.
Steht aber tatsächlich
ein Großteil der Bürger
Ausländern so feindlich
gegenüber? Und ist Zu-
wanderung nicht sogar
nötig, um ein zukunftsfä-
higes Gesellschaftsmo-
dell zu entwerfen?

Flüchtlinge aus Nordafrika stehen dicht gedrängt auf einem Boot, das in Lampedusa anlegt. Angesichts
vieler Flüchtlinge auf dem Weg nach Norden gleicht Europa einer Festung. Politiker sprechen von Flücht-
lings-»Strom«, »Welle« oder gar »Tsunami« - als sei halb Nordafrika kurz davor, Europa zu überrennen.

Mit dem deutschen Migrati-
onsforscher Klaus J. Bade spra-
chen wir auch über folgende
Themen.

Die Sarazzin-Debatte hat ins-
besondere in Deutschland
hohe Wellen geschlagen.
Welche Schlüsse lassen sich
aus diesen ganzen Diskussi-
onen ziehen?

Die sogenannte Sarrazin-De-
batte, über die sich Thilo Sar-
razin zeitweise selber wunder-
te, war mehr Medienagitation
als Buchdiskussion. Das auf ei-
ne Umfrage von Ende 2009 ge-
stützte, im Mai 2010 veröffent-
lichte Integrationsbarometer
des Sachverständigenrates
hatte noch verhalten positive
Werte gezeigt. Die wichtigste
Botschaft war: Deutschland ist
angekommen in der Einwan-
derungsgesellschaft. Und: In-
tegration gelingt viel besser als
das Gezeter der Desintegrati-
onspublizistik über eine an-
geblich gescheiterte Integrati-
on glauben machen will, das
im Ausland sowieso niemand
versteht. Fraglos vorhandene
Integrationsdefizite in be-

stimmten Bereichen sind eher
Ausnahmen, die die Regel be-
stätigen. Die Sarrazin-Debatte
im Sommer und Herbst 2010
führte dann zu deutlichen
Stimmungsveränderungen in
der Öffentlichkeit und im In-
und Ausland bereichsweise zu
einer erneuten Verdüsterung
des gerade erst aufgehellten
Bildes von Integration in
Deutschland.

Aber was heißt das konkret?
Haben Sie Zahlen dafür?

Ja, das haben wir. Der SVR hat
die Stimmungsveränderungen
Ende 2010, also nach dem Hö-
hepunkt der Sarrazin-Debatte,
in einer zweiten Repräsenta-
tivbefragung erfasst. Das Er-
gebnis: In der Einwandererbe-
völkerung ist der hohe Anteil
der »Integrationsoptimisten«
(ca. 22%) um mehr als die
Hälfte gesunken (auf ca. 9%).
Umgekehrt ist der niedrige An-
teil der »Integrationspessimis-
ten« (in Höhe von nur ca.
3,5%) auf fast das Doppelte
(6%) gestiegen. Auch in der
Mehrheitsbevölkerung ohne
Migrationshintergrund ist der

»Integrationsoptimismus« ge-
schrumpft. Aber in der breiten
Mitte der Einwanderungsge-
sellschaft ist eine in unter-
schiedlichem Grad aus Enttäu-
schung, Ernüchterung oder nä-
herer Information geborene
nüchtern-pragmatische Diffe-
renzierung gewachsen: von
rund 20% auf 33% in der Be-
völkerung mit und ohne Mig-
rationshintergrund. Fazit: Die
Folgeschäden der Sarrazin-De-

batte sind beträchtlich. Zu-
gleich aber sind die pragma-
tisch-nüchternen Einschätzun-
gen gewachsen. Die Einwande-
rungsgesellschaft scheint also
informierter, pragmatischer
und auch belastbarer zu sein
als von vielen politischen Ak-
teuren offenkundig vermutet.

Nicht wenige Experten for-
dern, dass Themen wie Mig-
ration und Integration sach-
licher behandelt werden sol-
len - sprich ohne sentimen-
tale Einwürfe. Bedeutet dies
aber nicht automatisch,
dass man Zuwanderung auf
einen reinen Kosten-Nut-
zen-Faktor beschränkt?
Nach dem Motto: Nur wer
uns nutzt, sollte auch dauer-
haft hierbleiben dürfen.

Nein, sachlicher zu argumen-
tieren heißt zunächst vor al-
lem, auf der Basis von Fakten
und absehbaren Trendent-
wicklungen differenziert zu ar-
gumentieren und nicht mit
problematischen Darstellun-
gen Vorurteile zu bestätigen
oder neue Ressentiments zu
schüren. Das gilt schon für den

Umgang mit Zahlen. Ich kann
z.B. sagen: Die Zahl der Asyl-
anträge in Deutschland ist zwi-
schen 2009 und 2010 um 50%
gestiegen. Das suggeriert eine
kolossale Zunahme, die aber in
absoluten Zahlen gar nicht
stattgefunden hat. Ich kann
nämlich auch berichten, dass
es nur um ein Plus von weniger
als 14 000 Personen ging, und
dass die Gesamtzahl der Asyl-
anträge noch immer geradezu
geringfügig ist im Vergleich zu
den Hunderttausenden, die es
in Deutschland auch schon
mal jährlich gab und vor allem
im Blick auf die vielen Krisen-
herde in der Welt.

Für welche Herangehens-
weise in dieser Materie plä-
dieren sie? Wie können
künftige Lösungsansätze
aussehen?

Europa muss lernen, in der
Migrations- und Flüchtlingspo-
litik im Rahmen des Möglichen
mit einer Stimme zu sprechen.
Der Sacro Egoismo der einzel-
nen Nationalstaaten, die gera-
de in diesem Bereich auf ihre
souveränen Rechte pochen, ist

verständlich. Das darf aber
nicht so weit gehen, dass - wie
gerade bei der Behandlung
von Flüchtlingen aus Nordafri-
ka in Italien und anderen Län-
dern geschehen - einerseits
gleich das ganze Schengen-
System infrage gestellt wird
und andererseits an den offe-
nen Binnengrenzen Europas
eine Art Flüchtlingsjagd be-
ginnt. Es gibt hinreichend
Möglichkeiten, mit denen sich
Europa helfen kann - vom
»Burden sharing«, einer Art in-
nereuropäischem Lastenaus-
gleich in der verschiedensten
Form, über das »Resettle-
ment«, also die Umsiedlung
von Flüchtlingen aus überlas-
teten Erstaufnahmeländern,
bis hin zu der europäischen
Richtlinie für Massenzuströ-
me. Aber darum ging es nicht
bei den circa 25 000 Flüchtlin-
gen aus Nordafrika in Italien,
wo man durch das aufgeführte
Scheindrama eher von innen-
politischen Problemen und
Skandalen ablenken wollte.
Das ist im Ergebnis auch ge-
lungen, aber der humanitäre
Preis war hoch. (mcfly)

»Die Folgeschäden der Sarrazin-Debatte sind beträchtlich«
Integrationsdefizite, Meinungsbilder und Lösungsansätze: Klaus J. Bade bezieht Stellung

Migrationsforscher Klaus J. Bade
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